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Königlichen Preußiſchen Staaken. 


Bundes-⸗Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 


M16. 


(Fr. 289.) Geſetz, betreffend die Portofreiheiten im Gebiete des Norddeutſchen Bundes. 
Vom 5. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen c. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


F. . 


Den regierenden Fürſten des Norddeutſchen Bundes, deren Gemahlinnen 
und Wittwen verbleibt die Befreiung von Portogebühren in dem bisherigen 
Umfange. 

$. 2. 

. In reinen Bundesdienſt- Angelegenheiten werden Poſtſendungen jeder Art 
innerhalb des Norddeutſchen Poſtgebietes portofrei befördert, wenn die Sendun- 
en von einer Bundesbehörde abgeſchickt oder an eine Bundesbehörde gerichtet 

d und die äußere Beſchaffenheit, ſowie das Gewicht der Sendungen den von 
der Bundes ⸗Poſtverwaltung in dieſer Beziehung zu erlaſſenden beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen entſpricht. 

Alle in Bundesrathsſachen, ſowie in Militair- und Marine ⸗Angelegen⸗ 
heiten, als reinen Bundesdienſt⸗ Angelegenheiten, im Norddeutſchen Poſtge iete 
bisher allgemein beſtandenen Portofreiheiten werden aufrecht erhalten. 


BE 
Auf Fahrpoſtſendungen zwiſchen den Hohenzollernſchen Landen und den 
übrigen Theilen deb Nordbeutſ en Poſt Gies > en die vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen ($. 2.) keine Anwendung; die Portofreiheit dieſer Sendungen richtet ſich 
nach den betreffenden Poſtverträgen. 
Auf Stadtpoſtſendungen erſtreckt ſich die Portofteiheit nicht. 
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$. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 8. Juni 1869. 
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§. 4. 


Sendungen, welche von dem Reichstage des Norddeutſchen Bundes aus- 
gehen, oder an den Reichstag gerichtet ſind, werden den Sendungen von und 
an Bundesbehörden gleich behandelt. 


$. 5. 


Die Porto-Vergünftigungen, welche den Perſonen des Militairftandes und 
denen der Bundes⸗Kriegsmarine bewilligt find, werden einſtweilen aufrecht er- 
halten. Dem Bundespräſidium bleibt es vorbehalten, dieſe Porto-Vergünſtigungen 
aufzuheben oder einzuſchränken. 


F. 6. 
Alle übrigen, bisher beſtandenen Portofreiheiten und Porto-Ermäßigungen 
werden aufgehoben. f 
Für die Aufhebung, beziehungsweiſe Einſchränkung der Portofreiheiten wird 
aus der Bundes Poſtkaſſe inſoweit Entſchädigung geleiſtet, als dies mit Rückſicht 
auf die den Portobefreiungen etwa zu Grunde liegenden läſtigen Privatrechts⸗ 
titel nach den Landesgeſetzen nothwendig iſt. 


NE 

Der Antrag auf Entſchädigung ift von dem Berechtigten bei Vermeidung 
der Präkluſion bis zum 30. Juni 1870. an die Poſtbehörde zu richten. Ueber 
den erhobenen Anſpruch wird vom General-Poſtamt entſchieden. Wenn das 
General⸗Poſtamt den Anſpruch ganz oder theilweiſe zurückweiſt, ſo ſteht dem 
Reklamanten das Recht zu, binnen einer präkluſiviſchen Friſt von drei Monaten, 
vom Tage des Empfanges der Beſcheidung ab gerechnet, den Rechtsweg zu be- 
ſchreiten. Die Klage iſt gegen die Ober⸗Poſtdirektion, beziehungsweiſe gegen die 
mit deren Funktionen beauftragte Poſtbehörde zu richten, in ee Bezirk der 
Reklamant ſein Domizil hat. 5 


5. 8. 


Die Art und die Höhe der Entſchädigung richtet ſich nach folgenden Be- 
ſtimmungen: Yan 

Der Berechtigte hat am Schluſſe eines jeden Jahres die im Laufe des 
Jahres von ihm frankirt abgeſchickten oder an ihn unfrankirt eingegangenen 
Sendungen nachzuweiſen, welche nach den bisherigen Beſtimmungen portofrei 
befördert fein würden. Der auf dieſe Sendungen entfallende Porto- und Ge- 
bührenbetrag wird dem Berechtigten aus der Bundes ⸗Poſtkaſſe jährlich erſtattet. 

Im Falle des Einverſtändniſſes zwiſchen der Bundes⸗Poſtverwaltung und 
dem Berechtigten kann der für ein Jahr feſtgeſtellte Betrag ohne neue Ermitte⸗ 
lung auch für mehrere hinter einander folgende Jahre als Entſchädigung zu 
Grunde gelegt werden. 

$. 9. 


Der Poſtverwaltung bleibt die Befugniß vorbehalten, anſtatt die im 5 = 
elle 
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feſtgeſetzte Zahlung fortdauernd zu leiſten, den Berechtigten durch Zahlung einer 
feſten Summe ein für alle Mal zu entſchädigen. 

Wenn die Poſtverwaltung von der Befugniß der einmaligen Entſchädigung 
Gebrauch machen will, fo wird der Betrag, welcher dem Berechtigten in den zu⸗ 
letzt vorhergegangenen drei Kalenderjahren in Gemäßheit des F. 8. gezahlt 
worden ift, zuſammengerechnet, der danach ſich ergebende durchſchnittliche Ihres 
betrag achtzehnmal genommen und dieſe Summe dem Berechtigten baar gezahlt. 


$. 10. 


Neue Portofreiheiten oder Porto-Ermäßigungen können nur im Wege des 
Geſetzes eingeführt werden. 1 

Der Bundes Poſtverwaltung bleibt das Recht vorbehalten, mit Staats- 
behörden Abkommen dahin zu treffen, daß von den Behörden an Stelle der 
Porto- und beziehungsweiſe Gebührenbeträge für die einzelnen Sendungen 
Averſionalſummen an die Bundes⸗Poſtverwaltung gezahlt werden. 


$. 12. 

Portofreiheiten, welche auf den mit dem Auslande abgeſchloſſenen Staats⸗ 
verträgen oder Konventionen beruhen, werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
Eine ſtreckenweiſe portofreie Beförderung findet bei den in den $$. 2. 4. und 5. 
erwähnten Sendungen von und nach dem Auslande nicht ſtatt. 

Ausländiſches Porto wird in keinem Falle von der Bundes- Poſtkaſſe 
getragen. 
F. 13. 


Die Vorſchriften des Artikels 52. der Bundesverfaſſung find nicht aus⸗ 
zudehnen auf denjenigen Theil der Poſtüberſchüſſe, welcher durch die in gegen- 
wärtigem Geſetze angeordnete Aufhebung von Portofreiheiten gewonnen wird. 

x Die näheren . über die Berechnung und Verwendung dieſes 
bis Ende Dezember 1875. auszunehmenden Theils bleiben der Verſtändigung im 
Bundesrathe unter Zuſtimmung des Reichstages vorbehalten. 


F. 14. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1870. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 5. Juni 1869. 
d. S.) Wilbelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


(Nr. 290.) 


r 
(Nr. 290.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes 
den Königlich Preußiſchen Legationsrath Hermann Carl Wilke 


zum Generalkonſul des Norddeutſchen Bundes für Großbritannien und Irland 
in London zu ernennen geruht. 


(Nr. 291.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes a 


den Kaufmann G. Dentzelmann zu d' Urban (Kolonie Natal in Afrika) 
zum Konſul des Norddeutſchen Bundes daſelbſt zu ernennen geruht. 


(Nr. 292.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes 


den Kaufmann Arthur James Walker Arnott zu Port Louis (Inſel 
Mauritius) 


zum Konſul des Norddeutſchen Bundes daſelbſt zu ernennen geruht. 


r. 293.) Seine Majeftät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes 
den bisherigen Preußiſchen Konſul R. Lindau in Nagaſaki, 
den bisherigen Preußiſchen Vizekonſul C. Gaertner in Hakodade, 
den Kaufmann Adolph Leysner zu Niegata, und 
den Kaufmann Adolph Reis zu Yokohama 
zu Konſuln des Norddeutſchen Bundes zu ernennen geruht. 


(Nr. 294.) Dem Henry J. Winſer iſt Namens des Norddeutſchen 
Bundes das Exequatur als Konſul der Vereinigten Staaten von Amerika in 
Sonneberg (Herzogthum Sachſen⸗Meiningen) ertheilt worden. 


(Nr. 295.) Dem Emil Hoechſter ift Namens des Norddeutſchen Bundes 
das Exequatur als Konſul der Vereinigten Staaten von Amerika in Barmen 
ertheilt worden. 


(Nr. 296.) Dem Willibald Oskar Alexis Helm zu Emden iſt Namens 
des Norddeutſchen Bundes das Exequatur als Kaiſerlich Ruſſiſcher Vizekonſul 
daſelbſt ertheilt worden. . 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(A v. Decker). 


n 


